
9. S a t z u n g 
 

zur Änderung der Hauptsatzung  
der Verbandsgemeinde Bodenheim vom 20. Dezember 2006 in der Fassung der 

8. Änderungssatzung vom 02. Juli 2014   
 

 
Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 25 der Gemeindeordnung  
(GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeord-
nung (GemODVO), des § 2 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung 
kommunaler Ehrenämter (KomAEVO) und des § 2 der Feuerwehrentschädigungsver-
ordnung die folgende 8. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Verbandsge-
meinde Bodenheim beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 
 
§ 1 

§ 1 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
 

§ 1 
Form der öffentlichen Bekanntmachung 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen im Nachrichtenblatt mit amtlichem Teil 

der Verbandsgemeinde Bodenheim. 
 
(2)  Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen 

können abweichend von Absatz 1 durch Auslegung im Dienstgebäude der Ver-
bandsgemeindeverwaltung Bodenheim zu jedermanns Einsicht während der 
Dienststunden bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort 
(Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Auslegung spätestens am Tage vor dem 
Beginn der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in der Form des Absat-
zes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werktage. 
Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die 
Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht ge-
nommen werden kann. 

 
(3) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO des Verbands-

gemeinderates oder eines Ausschusses oder eines Beirates werden abweichend 
von Absatz 1 in der durch den Verbandsgemeinderat durch Beschluss bestimmten 
Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung in dem in Ab-
satz 1 Satz 1 bestimmten Bekanntmachungsorgan nicht möglich ist. Der Ver-
bandsgemeinderat entscheidet durch Beschluss in welcher Zeitung die Bekannt-
machungen erfolgen; der Beschluss ist öffentlich bekanntzumachen. 

 
(4) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände 

die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt werden, so erfolgt in 
unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch öffentlichen Aus-
ruf. Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in 
der vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Bekanntma-
chung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist. 

  



§ 2 
§ 2 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 

 
 

§ 2 
Sonstige Bekanntgaben  

 
Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß § 1 Abs. 1 sofern nicht eine andere Be-
kanntmachungsform vorgeschrieben ist. 

 
 
§ 3 

In-Kraft-Treten 
 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
Bodenheim, den  26. November 2015              
 
 
 

 Dr. Scheurer 
Bürgermeister 
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